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Abschnitt 5  

Besondere Rechte und Pflichten bei der Jagdausübung 

§ 29  

Wegerecht  

Wer die Jagd ausübt, aber den Weg zum Jagdbezirk nicht auf einem zum 

allgemeinen Gebrauch bestimmten Weg oder nur auf einem unzumutbaren Umweg 

nehmen kann, ist zum Betreten fremden Jagdbezirks in Jagdausrüstung auch auf 

einem nicht zum allgemeinen Gebrauch bestimmten Weg befugt, der nötigenfalls von 

der unteren Jagdbehörde festgelegt wird (Jägernotweg). Bei Benutzung des Notwegs 

dürfen Schusswaffen nur ungeladen und in einem Überzug oder mit verbundenem 

Schloss oder zerlegt, Hunde nur an der Leine mitgeführt werden. Der Eigentümer 

des Grundstücks, über das der Notweg führt, hat Anspruch auf eine angemessene 

Entschädigung. 

§ 30  

Jagdeinrichtungen 

(1) Die jagdausübungsberechtigte Person darf auf land- und forstwirtschaftlich 

genutzten Grundstücken besondere Anlagen wie Ansitze, Jagdhütten und andere 

Jagdeinrichtungen nur mit Genehmigung der Grundeigentümerin oder des 

Grundeigentümers errichten; die Eigentümerin oder der Eigentümer ist zur Erteilung 

der Genehmigung verpflichtet, wenn ihm die Duldung der Anlage zugemutet werden 

kann und er eine angemessene Entschädigung erhält. 

(2) In gemeinschaftlichen Jagdbezirken sind die nach Absatz 1 auf fremdem Grund 

und Boden errichteten Ansitze dem Jagdnachfolger auf sein Verlangen gegen 

angemessene Entschädigung zu überlassen. 
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§ 31  

Sachliche Verbote 

(1) Verboten ist im Rahmen der Jagdausübung, 

1. ohne Nachweis über eine im laufenden oder vergangenen Jagdjahr erfolgte 

Übung in der Schießfertigkeit an Bewegungsjagden teilzunehmen oder mit Schrot 

auf Vögel zu schießen, 

2. mit Schrot auf Schalenwild zu schießen, ausgenommen ist der Fangschuss, 

3. auf Wildtiere mit Bolzen oder Pfeilen, Posten oder gehacktem Blei zu schießen, 

4. Schalenwild mit Munition, deren Inhaltsstoffe bei Verzehr des Wildbrets eine 

nachgewiesene gesundheitsschädliche Wirkung haben können, zu erlegen,  

5. mit Bleischrot die Jagd an und über Gewässern auszuüben, 

6. mit Schrot in Vogelgruppen zu schießen, es sei denn, eine Verletzung von Vögeln 

durch Randschrote ist nach dem gewöhnlichen Geschehensablauf nicht zu 

erwarten, 

7.  

a) auf Rehwild mit Büchsenpatronen zu schießen, deren Auftreffenergie auf 100 

Meter (E 100) weniger als 1 000 Joule beträgt; ausgenommen ist der 

Fangschuss, 

b) auf alles übrige Schalenwild mit Büchsenpatronen unter einem Kaliber von 6,5 

mm zu schießen; im Kaliber 6,5 mm und darüber müssen die 

Büchsenpatronen eine Auftreffenergie auf 100 Meter (E 100) von mindestens 

2 000 Joule haben; ausgenommen ist der Fangschuss, 

c) auf Wildtiere mit halbautomatischen oder automatischen Waffen, die mehr als 

zwei Patronen in das Magazin aufnehmen können, zu schießen, 
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d) auf Wildtiere mit Pistolen oder Revolvern zu schießen; ausgenommen ist die 

Abgabe von Fangschüssen, wenn die Mündungsenergie der Geschosse 

mindestens 200 Joule beträgt, sowie die Bau- und Fallenjagd, wenn die 

Mündungsenergie der Geschosse mindestens 100 Joule beträgt,  

8. die Bewegungsjagd bei Mondschein oder, wenn Wildtiere durch besondere 

Umstände, zum Beispiel durch verharschten Schnee, einer erhöhten 

Verletzungsgefahr ausgesetzt sind, auszuüben, 

9. Schalenwild, ausgenommen Schwarzwild und in Rotwildgebieten weibliches 

Rotwild und Rotwildkälber, sowie Federwild zur Nachtzeit zu erlegen; als 

Nachtzeit gilt die Zeit von eineinhalb Stunden nach Sonnenuntergang bis 

eineinhalb Stunden vor Sonnenaufgang, 

10.  

a) künstliche Lichtquellen, Spiegel, Vorrichtungen zum Anstrahlen oder 

Beleuchten des Zieles, Nachtzielgeräte, die einen Bildwandler oder eine 

elektronische Verstärkung besitzen und für Schusswaffen bestimmt sind, beim 

Fang oder Erlegen von Wildtieren zu verwenden oder zu nutzen 

b) Tonbandgeräte oder elektrische Schläge erteilende Geräte beim Fang oder 

Erlegen von Wildtieren zu verwenden oder zu nutzen sowie zur Nachtzeit an 

künstlichen Lichtquellen Federwild zu fangen, 

c) Vogelleim, Fallen, Angelhaken, Netze, Reusen oder ähnliche Einrichtungen 

sowie lebende Lockvögel bei der Jagd auf Federwild zu verwenden, 

11. Saufänge, Fang- oder Fallgruben anzulegen, 

12. Schlingen jeder Art, in denen sich ein Wildtier fangen kann, aufzustellen, 

13. Fanggeräte und Fallen, die töten, sowie Selbstschussgeräte zu verwenden,  

14. Wildtiere in nach § 33 Absatz 3 festgesetzten Notzeiten in den bestimmten 

Gebieten zu erlegen, 
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15. Schalenwild in einem Umkreis von 500 Metern von zulässigen Fütterungen zu 

erlegen, 

16. Wildtiere aus Luftfahrzeugen, Kraftfahrzeugen oder fahrenden Wasserfahrzeugen 

zu erlegen, das Verbot umfasst nicht das Erlegen von Wildtieren aus 

Kraftfahrzeugen durch Körperbehinderte mit Erlaubnis der unteren Jagdbehörde, 

17. die Hetzjagd auf gesunde Wildtiere auszuüben, 

18. Wildtiere zu vergiften oder vergiftete oder betäubende Köder zu verwenden, 

19. die Baujagd mit einem Hund am Naturbau auszuüben, es sei denn, sie ist 

erforderlich, um eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit abzuwehren, 

20. Arzneimittel, natürliche und synthetische Lockmitteln, die aufgrund ihrer 

Inhaltsstoffe die Gesundheit von Wildtieren oder Menschen gefährden können, 

sowie Lockmittel, die Tierseuchen verbreiten können, an Wildtiere zu 

verabreichen oder auszubringen. 

(2) Die in Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe a und b vorgeschriebenen Energiewerte 

können unterschritten werden, wenn von einem staatlichen oder staatlich 

anerkannten Fachinstitut die Verwendbarkeit der Munition für bestimmte jagdliche 

Zwecke bestätigt wird. Auf der kleinsten Verpackungseinheit der Munition sind das 

Fachinstitut, das die Prüfung vorgenommen hat, sowie der Verwendungszweck 

anzugeben. 

(3) Das Ministerium wird ermächtigt, die Verbote des Absatzes 1 durch 

Rechtsverordnung zu erweitern oder einzuschränken, soweit dies aus besonderen 

Gründen erforderlich ist, insbesondere aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung, 

zur Vermeidung erheblicher land-, forst- und fischereiwirtschaftlicher Schäden, zur 

Abwehr von Gefahren für Leib oder Leben von Menschen oder für erhebliche 

Sachwerte, zum Schutz des Wildes, aus Gründen des Tierschutzes, zu 

wissenschaftlichen, Lehr- und Forschungszwecken oder bei Störung des 

biologischen Gleichgewichts. Unter den gleichen Voraussetzungen können die 

Verbote auch durch Einzelanordnung des Ministeriums eingeschränkt und 

Ausnahmen zugelassen werden. Einschränkungen und Ausnahmen sind nur unter 

Beachtung der Vorgaben des § 9 zulässig. 
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(4) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit für 

bestimmte Einzelanordnungen nach Absatz 3 Satz 2 auf die oberen oder unteren 

Jagdbehörden zu übertragen. 

(5) Die untere Jagdbehörde kann aus besonderen Gründen im Sinne des Absatzes 3 

unter Beachtung der Vorgaben des § 9 Ausnahmen zulassen von den Verboten des 

Absatzes 1 Nummer 9. 

§ 32  

Ausübung der Fangjagd mit Fallen 

(1) Fallen dürfen nur von Personen zur Fangjagd verwendet werden, die einen 

deutschen Jagdschein besitzen. Für Eigentümerinnen, Eigentümer oder 

Nutzungsberechtigte von Grundflächen, auf denen die Jagd ruht, ist ein 

Fallensachkundenachweis für eine im Rahmen des § 13 Absatz 4 erlaubte Fangjagd 

erforderlich. Dieser ist von der unteren Jagdbehörde zu erteilen, wenn die volljährige 

Bewerberin oder der volljährige Bewerber an einem mindestens 20 Stunden 

umfassenden Fallenlehrgang einer auf Grund der Jägerprüfungsordnung 

anerkannten ausbildenden Person oder der Jagdschule des Landesjagdverbandes 

teilgenommen hat. Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das 

Nähere über die Erteilung von Sachkundenachweisen, insbesondere das Verfahren 

zu regeln. 

(2) Bei der Verwendung von Fallen ist ein tierschutzgerechter Fang sicherzustellen 

und dafür Sorge zu tragen, dass Gefahren für Menschen und nicht bejagbare Tiere 

vermieden werden. Verwendet werden dürfen nur Fallen, deren Bauart zugelassen 

ist und die auf ihre zuverlässige Funktion überprüft sind. Lebendfangfallen müssen 

nach ihrer Bauart so beschaffen sein, dass sie einen unversehrten Fang 

gewährleisten. Die nach § 31 Absatz 3 ausnahmsweise eingesetzten Totfangfallen 

müssen nach ihrer Bauart sofortiges Töten gewährleisten.  

(3) Nach § 31 Absatz 3 ausnahmsweise eingesetzte Totfangfallen dürfen nur in 

geschlossenen Räumen, Fangbunkern oder Fanggärten mit geeigneter Verblendung 

nach oben oder auf andere Weise so aufgestellt werden, dass von ihnen keine 

Gefährdung von Menschen, besonders geschützten Tieren oder Haustieren ausgeht.  
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(4) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Bauart bestimmter 

Fallen zuzulassen sowie nähere Vorschriften zu erlassen über die 

Funktionenüberprüfung, Verwendung und Registrierung der Fallen und über die 

Kontrolle des Falleneinsatzes. 

§ 33  

Fütterung, Notzeit, Kirrung 

(1) Im Rahmen der Hegeverpflichtung nach § 3 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit 

§ 5 Absatz 3 und 4 haben die Inhaberinnen und Inhaber des Jagdrechts und die 

jagdausübungsberechtigten Personen die natürlichen Lebensgrundlagen des Wildes 

zu schützen, zu erhalten und gegebenenfalls zu verbessern. Es ist insbesondere ihre 

Aufgabe, im Einvernehmen mit den Grundstückseigentümerinnen, 

Grundstückseigentümern oder Nutzungsberechtigten durch Maßnahmen der 

Reviergestaltung und Äsungsverbesserung den Wildtieren eine natürliche Äsung zu 

sichern.  

(2) Die Fütterung von Schalenwild, einschließlich der Fütterung zur Ablenkung, ist 

verboten. Abweichend von Satz 1 ist in Ausnahmefällen eine Fütterung auf der 

Grundlage einer überörtlichen Konzeption, die wildtierökologische Erkenntnisse 

beachtet, nach Genehmigung der obersten Jagdbehörde zulässig, soweit sie zur 

Vermeidung übermäßiger Wildschäden oder von Tierseuchen, aus Gründen des 

Natur- oder Tierschutzes, zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit 

oder zu wissenschaftlichen Lehr- und Forschungszwecken erforderlich ist. Das 

Ministerium wird ermächtigt, in einer Rechtsverordnung nähere Bestimmungen über 

den zur Einhaltung der Anforderungen nach Satz 2 erforderlichen Inhalt der 

Konzeption zu treffen. 

(3) In Notzeiten von Wildtieren kann die untere Jagdbehörde für bestimmte Gebiete 

durch Allgemeinverfügung anordnen, dass Personen den Wald nur auf Straßen und 

Waldwegen betreten dürfen. Die Notzeit und das Wegegebot sind öffentlich 

bekanntzugeben. 

(4) Wildenten, Wildgänse und Schwäne, die diesem Gesetz unterliegen, dürfen nur 

gefüttert werden, wenn die untere Jagdbehörde wegen Futternot eine Fütterung 

anordnet oder ihre Fütterung zur Ablenkung außerhalb der Jagdzeit und bis 

spätestens sechs Wochen vor Beginn der Jagdzeit stattfindet. 
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(5) Das Anlocken von Wildtieren mit geringen Futtermengen zur Erleichterung der 

Bejagung (Kirrung) ist während der Jagdzeit ab 1. September erlaubt. Im Abstand 

von 100 Metern zur Grenze eines Jagdbezirks sind Kirrungen und sonstige 

Maßnahmen zum Anlocken von Wildtieren verboten. 

(6) Die untere Jagdbehörde hat den Missbrauch der Wildfütterung bei Kenntnis 

unverzüglich abzustellen. Sie kann aus besonderen Gründen Ablenkungsfütterungen 

und Kirrungen zeitlich, räumlich und auf bestimmte Wildtierarten begrenzt 

untersagen. 

(7) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen 

zu treffen  

1. zur Verhinderung einer missbräuchlichen Wildfütterung, Ablenkungsfütterung und 

Kirrung, 

2. zu bestimmten Gebieten, in denen Ablenkungsfütterungen und Kirrungen 

untersagt sind, wenn die Gebiete dadurch beeinträchtigt werden können, 

3. über die zulässigen Futter- und Kirrmittel, Fütterungs- und Kirrungseinrichtungen 

sowie die Art und Weise des Ausbringens der Futter- und Kirrmittel. 

§ 34  

Abschussziele 

(1) Der Abschuss der Wildtiere ist so zu regeln, dass er den Zielen des Gesetzes 

nach § 2 entspricht. 

(2) Im Falle der Jagdpacht haben die Vertragsparteien für jedes Jagdjahr eine 

Zielvereinbarung über den Abschuss von Rehwild im Pachtgebiet zu treffen. In den 

übrigen Fällen haben die Eigenjagdbesitzerin oder der Eigenjagdbesitzer sowie die 

Jagdgenossenschaft für jedes Jagdjahr die Ziele hinsichtlich des Abschusses von 

Rehwild im jeweiligen Jagdbezirk festzusetzen (Zielsetzung). Zielvereinbarung und 

Zielsetzung müssen den Vorgaben des Absatzes 1 entsprechen; sie sollen 

Maßnahmen der Hege und des Wildtiermanagements, die das jeweilige Gebiet 

betreffen, berücksichtigen und können solche Maßnahmen vorsehen. Sie können 

auch Aussagen über den Abschuss anderer Wildtiere enthalten. 
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(3) Kommt eine Zielvereinbarung nach Absatz 2 Satz 1 nicht zustande, haben die 

Vertragsparteien dies der unteren Jagdbehörde binnen einen Monats nach Beginn 

des Jagdjahres anzuzeigen. Die untere Jagdbehörde kann von den in Absatz 2 

genannten Personen verlangen, ihr den Inhalt der Zielvereinbarung oder Zielsetzung 

mitzuteilen. 

(4) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen 

zur Form und zum Inhalt der Zielvereinbarung und der Zielsetzung nach Absatz 2 zu 

erlassen. 

§ 35  

Abschussplan und Streckenliste 

(1) Für Rot-, Gams-, Sika-, Dam- und Muffelwild hat die untere Jagdbehörde einen 

Abschussplan festzusetzen, soweit hierfür keine Hegegemeinschaft nach § 47 

Absatz 3 zuständig ist oder das Ministerium nach Absatz 9 Nummer 4 nichts anderes 

bestimmt. Besteht keine Zielvereinbarung oder Zielsetzung, die den Vorgaben des 

§ 34 Absatz 2 entspricht, kann sie einen Abschussplan für Rehwild festsetzen, soweit 

dies erforderlich ist, um eine den Vorgaben des § 34 Absatz 1 entsprechende 

Jagdausübung sicherzustellen. 

(2) Der Abschussplan legt den Abschuss für einen Zeitraum von ein bis drei Jahren 

getrennt nach Wildtierarten und Geschlecht mit Ausnahme von Jungtieren im ersten 

Lebensjahr, beim Rotwild auch nach Altersstufen fest. 

(3) Hat die untere Jagdbehörde nach Absatz 1 Satz 1 einen Abschussplan 

festzusetzen, fordert sie die jagdausübungsberechtigten Personen auf, einen 

Planvorschlag aufzustellen und einzureichen; bei Jagdverpachtung ist das 

Einvernehmen mit der verpachtenden Person erforderlich. 

(4) Die untere Jagdbehörde setzt den Abschussplan nach Maßgabe des § 34 

Absatz 1 fest. Ist ein Abschussplan festgesetzt, dürfen die von dem Plan erfassten 

Wildtiere nur auf Grund und im Rahmen des Planes erlegt werden. 

(5) Vor der Festsetzung des Abschussplans ist der unteren Landwirtschafts-, Forst- 

und Naturschutzbehörde Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Ist das Gebiet 

einer bestätigten Hegegemeinschaft betroffen, ist diese anzuhören. Das in den 
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staatlichen und kommunalen Eigenjagdbezirken sowie in den gemeinschaftlichen 

Jagdbezirken zuvor einzuholende forstliche und, soweit dies erforderlich ist, 

landwirtschaftliche Gutachten über eingetretene Wildschäden und über 

Wildschadensverhütungsmaßnahmen auf forstwirtschaftlich oder landwirtschaftlich 

genutzten Grundstücken soll Vorschläge zur Abschussplanung enthalten.  

(6) Die jagdausübungsberechtigte Person ist verpflichtet, den Abschussplan notfalls 

unter Hinzuziehung anderer Personen, welche die Jagd ausüben dürfen, zu erfüllen. 

Die untere Jagdbehörde trifft die zur Erfüllung des Abschussplans erforderlichen 

Anordnungen; § 36 Absatz 1 und 3 finden entsprechende Anwendung. 

(7) Die jagdausübungsberechtigte Person hat über erlegte und verendete Wildtiere 

mit Ausnahme der vor Beginn ihrer Jagdzeit verendeten Jungtiere eine Liste 

(Streckenliste) zu führen, die der unteren Jagdbehörde auf Verlangen jederzeit, 

spätestens jährlich am Ende des Jagdjahres, vorzulegen oder zu übermitteln ist. 

Darüber hinaus kann die untere Jagdbehörde anordnen, ihr jeden Abschuss von 

Schalenwild, das einem Abschussplan unterliegt, zu melden und das erlegte Stück 

oder Teile desselben vorzulegen. 

(8) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 setzt eine Hegegemeinschaft nach § 47 

Absatz 3 den Abschussplan für von ihr bewirtschaftete Wildtierarten anstelle der 

unteren Jagdbehörde fest und trifft die Anordnungen nach Absatz 6 Satz 2 und 

Absatz 7 Satz 2. 

(9) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

1. nähere Bestimmungen über die Abschusspläne, die Überwachung ihrer 

Einhaltung und ihre zwangsweise Durchsetzung zu erlassen, 

2. nähere Bestimmungen über die Erhebung und Verarbeitung von Daten über die 

Verhältnisse in den Jagdbezirken, insbesondere über den Bestand der 

Wildtierarten, sowie über den Inhalt, die Vorlage und die Übermittlung der 

Streckenliste zu erlassen, 

3. unter besonderer Berücksichtigung der Hegegrundsätze nach § 5 Absatz 3 Satz 3 

und Absatz 4 Rotwildgebiete auszuweisen, aufzuheben und für die Bejagung des 

Rotwildes besondere Vorschriften zu erlassen, 
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4. zu bestimmen, dass auf die in Absatz 1 Satz 1 genannten Arten die 

Bestimmungen der §§ 34 und 35 für Rehwild Anwendung finden, wenn die Ziele 

des Gesetzes nicht entgegenstehen. 

(10) In Abweichung von Absatz 4 Satz 2 kann das Ministerium für bestimmte 

Jagdbezirke 

1. zu wissenschaftlichen Zwecken, 

2. zu Forschungszwecken oder 

3. zur Durchführung von Pilotprojekten  

durch Einzelanordnung die jagdausübungsberechtigte Person von der Pflicht, 

Abschüsse von Schalenwild nur auf Grund und im Rahmen eines Abschussplans 

durchzuführen, entbinden. Die Ausnahme ist nur zulässig, wenn die 

jagdausübungsberechtigte Person und  

1. bei gemeinschaftlichen Jagdbezirken die Jagdgenossenschaft, 

2. bei Eigenjagdbezirken die Eigenjagdbesitzerin oder der Eigenjagdbesitzer 

zugestimmt haben. 

§ 36  

Steuerung des Wildtierbestandes im Einzelfall 

(1) Die untere Jagdbehörde kann anordnen, dass die jagdausübungsberechtigte 

Person unabhängig von den Bestimmungen zu Jagd- und Schonzeiten innerhalb 

einer bestimmten Frist in bestimmtem Umfang den Wildtierbestand zu verringern 

oder einzelne Wildtiere zu erlegen hat, wenn dies mit Rücksicht auf überwiegende 

Gründe des öffentlichen Interesses, insbesondere auf die Interessen der Land-, 

Forst- und Fischereiwirtschaft und die Belange des Naturschutzes, der 

Landschaftspflege, zur Bekämpfung von Tierseuchen oder zur Abwehr von Gefahren 

für die öffentliche Sicherheit notwendig ist.  
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(2) Die untere Jagdbehörde kann die Jagdausübung auf bestimmte Arten von 

Wildtieren in bestimmten Bezirken oder in bestimmten Revieren dauernd oder 

zeitweise gänzlich verbieten, wenn die Bestandssituation der Arten oder eine Notzeit 

von Wildtieren die Jagdruhe erfordert, um die Bedrohung des Bestandes zu 

verhindern. Die untere Jagdbehörde hat die Jagdausübung auf bestimmte Arten von 

Wildtieren, die dem Entwicklungsmanagement unterliegen, für bestimmte Gebiete zu 

verbieten, soweit sich unter Berücksichtigung der Feststellungen des Wildtierberichts 

ergibt, dass sich eine Jagdausübung in dem jeweiligen Naturraum nachteilig auf die 

Bestandssituation der Art in Baden-Württemberg auswirkt. 

(3) Kommt die jagdausübungsberechtigte Person einer Anordnung nach Absatz 1 

oder 2 nicht nach, so kann die untere Jagdbehörde die Anordnung nach den 

Vorschriften des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes durchsetzen und für 

Rechnung der jagdausübungsberechtigten Person den Wildtierbestand verringern 

lassen. Die erlegten Wildtiere sind gegen einen angemessenen Aufwendungsersatz 

der jagdausübungsberechtigten Person zu überlassen. 

§ 37  

Aussetzen von Wildtieren 

(1) Wildtiere heimischer Arten dürfen nur mit Genehmigung der obersten 

Jagdbehörde in der freien Natur ausgesetzt werden. Bei Arten, die dem 

Schutzmanagement unterliegen, bedarf die Genehmigung des Einvernehmens mit 

der obersten Naturschutzbehörde. Dem Aussetzen dürfen die in § 5 Absatz 3 Satz 2 

und 3 sowie Absatz 4 genannten Ziele und Belange nicht entgegenstehen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für eingefangene oder aufgezogene Wildtiere, die der Natur 

entnommen worden sind, um sie aufzuziehen, gesundzupflegen, tierärztlich oder 

wissenschaftlich zu untersuchen oder vor dem Verlust zu bewahren, und im 

Anschluss daran wieder freigelassen werden. Dasselbe gilt für die nach § 13 

Absatz 4 gefangenen Wildtiere, sofern sie im Jagdbezirk der jeweiligen Gemeinde 

freigelassen werden. 
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§ 38  

Verhindern vermeidbarer Schmerzen und Leiden der Wildtiere 

(1) Die jagdausübungsberechtigten Personen sind verpflichtet, den Wildtieren 

Schmerzen oder Leiden zu ersparen, die über das unvermeidbare Maß hinausgehen. 

Um krankgeschossene Wildtiere vor das unvermeidbare Maß übersteigenden 

Schmerzen oder Leiden zu bewahren, sind diese unverzüglich zu erlegen; das 

gleiche gilt für schwerkranke oder auf andere Weise schwer verletzte Wildtiere, es 

sei denn, dass es genügt und möglich ist, sie zu fangen und zu versorgen. Sind im 

Falle des Satzes 2 Wildtiere der dem Schutzmanagement unterliegenden Arten 

betroffen, hat die jagdausübungsberechtigte Person den Versuch zu unternehmen, 

bei der zuständigen Naturschutzbehörde eine nach Naturschutzrecht erforderliche 

Gestattung einzuholen. § 4 Absatz 1 bleibt unberührt. 

(2) Die jagdausübungsberechtigte Person ist verpflichtet, für eine unverzügliche und 

fachgerechte Nachsuche krank geschossener, verletzter oder schwer kranker 

Wildtiere auch über die Grenze des Jagdbezirks hinaus zu sorgen. 

(3) Bei Such- und Bewegungsjagden sowie bei jeglicher Bejagung von Federwild 

sind brauchbare Jagdhunde mitzuführen und zur Nachsuche zu verwenden. Für 

sonstige Nachsuchen sind brauchbare Jagdhunde bereitzuhalten und einzusetzen, 

wenn es nach den Umständen erforderlich ist. Das Ministerium wird ermächtigt, 

durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zu treffen über die Anforderungen, 

die nach Absatz 1 bis 3 an die Eignung der Jagdhunde zu stellen sind, und die 

Ausbildung der Jagdhunde zur Wahrung der Belange des Tierschutzes zu regeln. 

§ 39  

Wildfolge 

(1) Ein krankgeschossenes oder aus sonstigen Gründen schwerkrankes Wildtier, das 

in einen fremden Jagdbezirk wechselt, darf verfolgt werden, um es vor vermeidbaren 

Schmerzen oder Leiden zu bewahren (Wildfolge), wenn die Wildfolge mit der 

jagdausübungsberechtigten Person dieses Jagdbezirkes schriftlich vereinbart 

worden ist. Die Vereinbarung muss die Wildfolge zumindest nach Maßgabe des 

Absatzes 2 Nummer 1 bis 5 erlauben. 
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(2) Wenn eine schriftliche Vereinbarung nach Absatz 1 nicht besteht, darf die 

Wildfolge nach Maßgabe folgender Bestimmungen ausgeübt werden: 

1. Wechselt ein krankgeschossenes oder aus sonstigen Gründen schwerkrankes 

Wildtier über die Grenze des Jagdbezirks und ist es für einen sicheren Schuss 

erreichbar, so ist es von der zur Jagdausübung befugten Person von ihrem 

Jagdbezirk aus zu erlegen und am Erlegungsort zu versorgen. Wildtiere sind auch 

zu versorgen, wenn sie in Sichtweite im Nachbarrevier verenden. 

2. Wildtiere darf die zur Jagdausübung befugte Person mitnehmen, muss sie aber 

unverzüglich der Reviernachbarin oder dem Reviernachbarn abliefern. 

3. Das Erlegen von Wildtieren im benachbarten Revier ist der dort 

jagdausübungsberechtigten Person oder deren Vertretung durch die das Wildtier 

erlegende Person unverzüglich zu melden. 

4. Wechselt ein krankgeschossenes oder aus sonstigen Gründen schwerkrankes 

Wildtier über die Grenze des Jagdbezirks und ist es für einen sicheren Schuss 

nicht erreichbar, so hat die zur Jagdausübung befugte Person die Stelle des 

Überwechselns, gegebenenfalls den Anschuss nach Möglichkeit kenntlich zu 

machen. Die jagdausübungsberechtigte Person des Nachbarreviers oder deren 

Vertretungsperson ist unverzüglich zu benachrichtigen. Für die Nachsuche hat 

sich die zur Jagdausübung befugte Person oder eine mit den Vorgängen 

vertraute Person zur Verfügung zu stellen. Kann nur durch sofortige Aufnahme 

oder Weiterführung der Nachsuche mit einem brauchbaren Jagdhund ein 

krankgeschossenes oder aus sonstigen Gründen schwerkrankes Wildtier vor 

vermeidbaren Schmerzen oder Leiden bewahrt werden, darf die zur 

Jagdausübung befugte Person Nachbarreviere für die Nachsuche auch mit der 

Langwaffe betreten, wenn sie die jeweiligen jagdausübungsberechtigten 

Personen zuvor nicht oder nicht unverzüglich benachrichtigt hat. Nach 

Beendigung der Nachsuche sind letztere unverzüglich zu benachrichtigen. 

5. Zum Zwecke der Wildfolge dürfen anerkannte Nachsuchegespanne ohne 

Zustimmung der jagdausübungsberechtigten Personen des angrenzenden 

Reviers die Reviergrenzen unter Mitführung einer Schusswaffe sowie in 

Begleitung einer weiteren zur Nachsuche ausgerüsteten Person, die Inhaberin 

eines Jagdscheins ist und ebenfalls eine Schusswaffe führen darf, überschreiten, 
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die Wildtiere erlegen und versorgen. Nach Beendigung der Nachsuche sind die 

jagdausübungsberechtigten Personen unverzüglich zu benachrichtigen. 

(3) Ein erlegtes Wildtier, das der Abschussplanung unterliegt, ist auf den 

Abschussplan der derjenigen Person anzurechnen, in deren Revier das Wildtier 

angeschossen wurde. 

(4) Das Ministerium wird ermächtigt, zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen und 

wirksamen Durchführung der Wildfolge durch Rechtsverordnung nähere 

Bestimmungen über die Anerkennung der Nachsuchegespanne und deren 

Voraussetzungen zu treffen. 

(5) Das Überjagen von Hunden auf angrenzende Jagdreviere ist von den 

jagdausübungsberechtigten Personen der angrenzenden Jagdreviere bei rechtzeitig 

angekündigten Bewegungsjagden zu dulden. Das Aneignungsrecht der 

jagdausübungsberechtigten Personen bleibt unberührt.  

§ 40  

Örtliche Verbote 

An Orten, an denen die Jagdausübung nach den Umständen des Einzelfalles die 

öffentliche Ruhe, Ordnung oder Sicherheit stören oder das Leben von Menschen 

gefährden würde, darf die Jagd nicht ausgeübt werden. 

  


